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Volker Schwahn

Betreff: WG: Stellungnahme gemäß öffentlicher Bekanntmachung vom 22.01.2025

Kennzeichnung: Zur Nachverfolgung
Kennzeichnungsstatus: Erledigt

Mit freundlichen Grüßen

Betreff: Stellungnahme gemäß öffentlicher Bekanntmachung vom 22.01.2025

Sehr geehrte Damen und Herren, liebes Rathaus-Team,

im Mitteilungsblatt Nr. 4/2025 vom 22.01.2025 wurde der „Aufstellungsbeschluss,
Abrenzungsbereich und frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zum vorhabensbezogenen
Bebauungsplan und die Satzung über örtliche Bauvorschriften „Steingrube““ öffentlich bekannt
gemacht.

Fristgerecht und formgemäß möchte ich mich hierzu wie folgt äußern. Bei meinen Zitaten beziehe ich
mich auf die in der Bekanntmachung verlinkten Unterlagen auf der Internetseite der ARP.

 In Anlage 1 „Ziele und Zwecke der Planung“ wird als Ziel unter anderem genannt: „Durch eine
attraktive Anbindung für den Fuß-/ Radverkehr soll eine enge Anbindung des geplanten
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Nahversorgungsbereichs an die engere Stadtmitte und die bestehenden Wohngebiete
gesichert werden.“ Dieses Ziel wird am Standort „Steingrube“ nicht erreicht, was auch durch
die im selben Dokument zitierte GMA-Potenzialanalyse bestätigt wird: Eine fußläufige
Erreichbarkeit ist nur für ca. 600 Einwohner:innen gegeben, eine enge Anbindung an die
engere Stadtmitte findet nicht statt.

 In Anlage 1 „Ziele und Zwecke der Planung“ wird unter Kap. 6.3 erwähnt, dass eine
schalltechnische Untersuchung beauftragt und erstellt wird. Diese schalltechnische
Untersuchung sollte insbesondere den in unmittelbarer Nähe liegenden Waldkindergarten
berücksichtigen, der hier möglicherweise durch das erhöhte Verkehrsaufkommen auf dem
Parkplatz einer erhöhten Schallbelastung ausgesetzt ist (insbesondere im Winter bei
vermindertem Laubbewuchs).

 In Anlage 1 „Ziele und Zwecke der Planung“ werden in Kap. 1 die mit dem Vorhaben verfolgten
Ziele aufgelistet. Hier wird mit keinem Wort ein Ziel zur Verbesserung des Starkregenrisikos
erwähnt. In Kap. 9 heißt es: "Eine Konzeption zum Niederschlagsmanagement sowie zu
Schutzmaßnahmen bei Starkregen wird im weiteren Verfahren erstellt.“ Es findet hier jedoch
kein Bezug statt zum Handlungskonzept zum Starkregenrisikomanagement statt, welches der
Gemeinderat in seiner Sitzung am 04.06.2024 zur Kenntnis genommen hat. Wie weit die
erwähnte „Konzeption“ gehen und welche Verbindlichkeit sie hierbei erlangen soll, bleibt
offen. Es ist somit zu befürchten, dass mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan nicht
dieselbe Wirksamkeit bzgl. Starkregenrisikomanagement erzielt wird (bzw. nur unter erhöhten
Kosten) wie durch das Handlungskonzept zum Starkregenrisikomanagement vorgeschlagen.
Die in der Planung angedachte Starkregenrückhaltefläche von 900 m² erscheint hierfür
deutlich unterdimensioniert.

 Die geplante Fußgängerüberquerung erscheint nicht ausreichend sicher zu sein und ist für
„eine attraktive Anbindung für den Fuß-/ Radverkehr“ (siehe Anlage 1) nicht zielführend. Es
soll zwar die maximal zulässige Höchstgeschwindigkeit von 70 auf 50 km/h reduziert werden.
Wenn Fahrzeuge auf der Sersheimer Straße allerdings mit 70 km/h aus Richtung Sersheim
kommend bergab auf die Überquerung zufahren, stellt sich die Frage, in wie weit eine
Einhaltung der 50 km/h-Beschränkung realistisch ist. Dieselbe Frage stellt sich für den
Fahrzeugverkehr aus Oberriexingen kommend. Zur Sicherstellung einer sicheren
Erreichbarkeit von Penny/Bäckerei insbesondere sowohl für Kinder als auch für
mobilitätseingeschränkte Personen und zur Durchsetzung der 50 km/h-Beschränkung sollte
hier entweder eine Ampelanlage oder eine stationäre Geschwindigkeitsüberwachung
vorgesehen werden.

 Eine Anbindung an den ÖPNV ist momentan zwar nicht konkret geplant, dennoch wäre es
ratsam, an der Sersheimer Straße eine Bucht für eine Bushaltestelle vorzusehen (in  beiden
Fahrtrichtungen). Sollte eine ÖPNV-Anbindung zukünftig doch ermöglicht werden können,
wäre es ansonsten mit hohen Kosten verbunden, eine solche Haltemöglichkeit nachträglich
zu schaffen. Außerdem bietet eine solche Haltemöglichkeit auch anderen
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Verkehrsteilnehmern die Möglichkeit, Passagiere kurz ein- oder aussteigen zu lassen, ohne
auf das Gelände einfahren zu müssen (Vermeidung von Lärm und Abgasen,
Fußgängersicherheit auf dem Parkplatz).

 In Anlage 1 „Ziele und Zwecke der Planung“ heißt es: „Flächen für Praxen über der
Marktnutzung sollen die Verkaufsnutzungen ergänzen.“. In Anbetracht des derzeitigen akuten
Ärztemangels sehe ich dies kritisch. Um hier eine Nutzung der Räumlichkeiten zu
unterbinden, die diesem Ziel zuwider läuft, sollte eine entsprechende Nutzungseinschränkung
rechtlich verbindlich festgeschrieben und sichergestellt werden.

 Es ist aus den Unterlagen nicht ersichtlich, welcher Anteil des Flurstücks 5430 in das
Eigentum der Vorhabensträgerin übergeht. Ist es das gesamte Flurstück oder nur derjenige
Teil, der nicht als „Öffentliche Grünfläche Starkregenrückhaltung ca. 900 m²“ gekennzeichnet
ist? In Kap. 12 von Anlage 1 heißt es hierzu lediglich: „Bei den in den Vorhabenbezogenen
Bebauungsplan einbezogenen Flächen handelt es sich um stadteigene Flächen, die im
weiteren Verfahren in das Eigentum der Vorhabenträgerin übergehen oder in engem
sachlichem und räumlichem Zusammenhang mit der Projektentwicklung stehen.“. Hier ist
eine Konkretisierung wünschenswert.

 Im Dokument G2 „Verkehrsuntersuchung“ wurde von einer expliziten Linksabbiegerspur aus
nördlicher Richtung (aus Richtung Sersheim) ausgegangen - siehe Plan Seite 56 bzw. im
Textteil auf Seite 18: „Der neue Linksabbiegestreifen im Zuge der K 1683 – Sersheimer Straße
aus nördlicher Richtung für die Erschließung des Penny-Marktes mit Bäckereifiliale soll mit 24
m voller Aufstellbreite (4 Pkw-E) und ggf. einer offenen Einleitung ausgebildet werden, um
dadurch noch weitere Pkw-Aufstellmöglichkeiten zu erhalten.“ In der Planung lt. Anlage 1 ist
hier jedoch von einer Fußgängerüberquerung die Rede. Diese Aussagen stehen im
Widerspruch zueinander. Es stellt sich die Frage, in wie weit die Verkehrsuntersuchung noch
inhaltliche Gültigkeit besitzt, wenn kein zusätzlicher Linksabbiegestreifen aus nördlicher
Richtung vorgesehen wird. Besteht damit dann das Risiko vermehrter Auffahrunfälle aus
nördlicher Richtung, und - falls ja - mit welchen Maßnahmen wird dem begegnet?

Bitte lassen Sie mir eine Eingangsbestätigung dieser E-Mail zukommen.

Vielen Dank.




